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Basel-StadtDienstag, 9. November 2021

«Es fehlendieLangzeitstudien»
Ein Lörracher Apotheker warnt auf einemPlakat vor den vermeintlichenNebenwirkungen der Corona-Impfung.

Peter Schenk

In Lörrach ist Birger Bär (51)
stadtbekannt. Inden letztenan-
derthalb Jahren ist dergebürtige
Südbadener undApothekermit
dem skandinavischen Vor-
namen als Corona-Aktivist be-
kannt geworden. Zweimal kam
es auch zu Verfahren vor dem
Lörracher Amtsgericht, weil er
sich geweigert hatte, im Freien
eineMaske zu tragen.Weil zum
Beispiel aufdemMarktplatznur
wenige Menschen standen,
wurde er freigesprochen,muss-
te aber die Kosten des Verfah-
rens tragen.

Noch heute ist er überzeugt
davon, dass das Tragen von
Masken nichts bringe. Am Ein-
gangderHirsch-Apothekebeim
KaufhausKarstadt,derenEigen-
tümer Bär seit zehn Jahren ist,
warnt seit einemhalben Jahr ein
Plakat vor den vermeintlichen
NebenwirkungeneinerCorona-
ImpfungwieAutoimmunkrank-
heit,Hirnhautentzündungoder
Schlaganfall.

«Wir sind noch in der Ver-
suchsphase. Es fehlen viele Er-
gebnisse von Langzeituntersu-
chungen»,kritisiertderApothe-
ker. Für andere Impfungen, die
er nicht ablehnt, würden diese
vorliegen. Er verweist auf die
DebatteumdendeutschenFuss-
ballnationalspieler Joshua Kim-
mich, der sich wegen fehlender
LangzeitstudiennichtgegenCo-
rona impfen lassenwill.

Bär fordert vor allemeineof-
fene Diskussion über Nutzen
und Risiken der Coronamass-
nahmen. «Wer diese anstösst,
wirddiskreditiert.»ErhatPhar-
mazie studiert und erhielt vom
Staat die Approbation als Apo-
theker.

SchwereNebenwirkungen
nurbei0,02Prozent
ImBerlinerMinisteriumfürGe-
sundheit istmanmit seinen Ar-
gumenten nicht einverstanden.
So seien Apotheken «wichtige
Akteure im Kampf gegen die
Pandemie», auch wenn sie
selbst nicht impfen dürfen.

Impfreaktionendauertenmeist
nureinenTag.«Sie sindZeichen
einer Immunreaktion des Kör-
pers und deshalb unbedenk-
lich.» Schwerwiegende Neben-
wirkungen würden hingegen
nur bei 0,02 Prozent auftreten
und die Impfstoffe seien in kli-
nischen Prüfungen mit mehre-
ren zehntausend Personen mit
einempositivenNutzen-Risiko-
Verhältnis bewertet.DasMinis-
terium hält auch das Tragen

einerMaskeweiter fürnötig, um
andere Personen vor Anste-
ckung zu schützen.

Inden sozialenMedienwur-
den die Positionen des Lörra-
cherApothekers sehrkontrovers
diskutiert. Laut «20Minuten»
führte ein Aufruf auf dem coro-
nakritischenPortal«Telegram»
nachanfänglichmassiverKritik
zu viel Unterstützung für ihn.

Bär besitzt insgesamt vier
Apotheken, drei in Lörrach und

eine in Weil am Rhein. Gegen
dieCoronamassnahmenmacht
er allerdings nur in der Hirsch-
Apothekemobil. 50 bis 60 Pro-
zent seiner Kunden kommen
dort aus der Schweiz. «Sie äus-
sern sichmehrheitlich positiv»,
sagtBär.Er räumtaber auchein:
«IchhabedurchmeineStellung-
nahmenKundenverloren,dafür
aber andere gewonnen.»

Offiziellen Druck gab es bis
auf einenBrief des Justiziarsder

Landesapothekenkammer Ba-
den-Württembergnicht.Dieser
hatte angemahnt, dass Bär im
Schaufenster für das corona-
kritische Buch «Corona Fehl-
alarm?»Werbunggemacht und
es zum Selbstkostenpreis ver-
kaufthatte.«AufmeineAntwort
habe ich aber nie wieder etwas
gehört.»DieKammerwar nach
mehrerenBeschwerdenausder
Bevölkerung aktiv geworden,
heisst esdort. Sie kamaber zum
Schluss, dass sein Verhalten
durch das Grundrecht auf freie
Meinungsäusserung abgedeckt
sei.

RadikaleStellungnahmen,
aberkeinWirrkopf
EingrossesPlakatmit aktuellen
Zahlen zu den Impfneben-
wirkungen hat Bär abgehängt.
«ManmusstedieZahlenständig
aktualisieren. Ausserdem finde
ich, dass ich jetzt genug getan
und mich klar positioniert
habe.» Trotz manch radikaler
Stellungnahmenwirkt derApo-
theker nicht wie ein Wirrkopf.
Gegenüber Spekulationen, Bill
Gates sei für Corona verant-
wortlich, grenzt er sich ab. Ein-
zuräumen gilt auch, dass die
Forderung nach offenen Gren-
zen, die er im Frühjahr 2020
vertrat, heute in der Region
Basel Allgemeingut ist.

«Wereine
Diskussionüber
NutzenundRisiken
derCorona-
massnahmen
anstösst,wird
diskreditiert.»

BirgerBär
Apotheker

Angstvor«dosierterDurchseuchung»anSchulen
Vater kritisiert Aussagen des Basler Kantonskinderarztes und plädiert für schnellere Behandlung seiner Petition.

Gemeinsam mit rund 240 Per-
sonenhatChristianWalter eine
Petition eingereicht, die ver-
langt, dass das Basler Erzieh-
ungsdepartement den Schutz
der Schulkinder vorCoronaver-
bessere (bz berichtete). Walter
ist selber Vater eines Schulkin-
des und besorgt.

Die Aussagen von Markus
Ledergerber, LeiterKinder- und
JugendgesundheitsdienstBasel-
Stadt,gegenüberderSchweizam
Wochenende, würden seine Be-
sorgnisnochverstärken, soWal-
ter. Ledergerber sagte, eine
Durchseuchung der Kinder sei
nichtwünschenswert,aberkaum
vermeidbar.DieseAussagenzur
«dosiertenDurchseuchung»sei-
en problematisch, soWalter. Sie
würdeneine solchenichtnur für

unvermeidlicherklären, sondern
legitimieren,dassderenStattfin-
denbeizeitlicherStaffelungauch
unproblematisch sei. Dies erin-
nere an das Gedankengut der
«Great Barrington Erklärung»:
Mittels «dosierter Durchseu-
chung» solle Herdenimmunität
erreicht werden.Walter: «Diese
These wurde sowohl wissen-
schaftlich als auch ethisch welt-
weit kritisiert.»

KritikanZeitpunktder
Petitionsbehandlung
Demnächst beschäftigt sichder
Grosse Rat mit der Thematik.
Denn jetzt liegt der Bericht der
PetitionskommissionzuWalters
Petition«KeineDurchseuchung
an Basler Schulen» vor. «Wir
sind erfreut, dass die Kommis-

sion zustimmt, dass man das
Wohl der Kinder unter zwölf
Jahren kurz vor der Zulassung
einer Impfung für diese Alters-
gruppe nicht ausser Acht lassen
darf», soWalter.

Die imBericht empfohlenen
Massnahmen für«sichereSchu-
len» würden zeigen, dass die
Petitionskommission ebenfalls
zum Schluss komme, dass das
Schutzkonzept an den Schulen
des Kantons Basel-Stadt unzu-
reichend sei. «Gleichzeitig ge-
hen die Empfehlungen leider
nicht weit genug. Dies auch, da
sich die Pandemiesituation seit
der Anhörung deutlich ver-
schlechtert hat», sagtWalter.

«Nicht nur gibt es Studien,
die besagen, dass Schulen ganz
klar ein Ort des Pandemiege-

schehenssind, sonderndassdie-
serUmstanderneutdieÄlteren,
bereitsGeimpftenbetrifft», sagt
Walter. Das in Israel und ande-
ren Orten klar dokumentierte
Nachlassen des Impfschutzes
bei den anfangs des Jahres Ge-
impften,machedieseMenschen
erneut anfällig für das Virus.
Mangelnde Schutzkonzepte an
denSchulenwürdenalsogemäss
Studien dafür sorgen, dass das
Virus weiter frei durch Bevöl-
kerung zirkulieren könne, so
Walter. Der Schutz der Kinder,
eigentlich ein moralisch klarer
Imperativ, diene jetzt unter die-
sen Bedingungen auch dazu,
dass die Pandemie besiegt und
dasSpitalwesenvorderÜberlas-
tungunddemZusammenbruch
bewahrtwerden könne.

Die Überweisung der Petition
vomGrossenRat an denRegie-
rungsrat ist voraussichtlich für
eine der Dezembersitzungen
traktandiert.DanachhatdieRe-
gierung drei Monate Zeit für
eine Stellungnahme. «Diese
würdedann frühestens imMärz
eintreffen. Bis dann ist es zu
spät», soWalter.

Esgelte jetzt, schnell zuhan-
deln. Und: Es dürfe nicht der
Eindruck entstehen, dass sich
Erziehungsdepartement und
Gesundheitsdepartementhinter
den bürokratischen Abläufen
des Regierungsrats verstecken
könnten, bis die Situation so
weit eskaliert sei, dass sich eine
Intervention nichtmehr lohne.

Nora Bader

KlareMehrheit
gegenGrundrechte
fürPrimaten

Grosser Rat Die Volksinitiative
«Grundrechte fürPrimaten»for-
dert, dass die Verfassung des
Kantons Basel-Stadt das Recht
auf Leben und geistige Unver-
sehrtheit für alle nichtmenschli-
chenPrimatengewährleistet.Mit
neun Ja-Stimmen, einer Nein-
Stimme und drei Enthaltungen
folgtdie Justiz-, Sicherheits-und
Sportkommission (JSSK) dem
Regierungsrat, der die Ableh-
nungder Initiativeempfiehlt:Sie
beantragtdemGrossenRat,dem
Stimmvolk die Volksinitiative
ohneGegenvorschlagzurAbleh-
nung zu unterbreiten, wie es in
einerMitteilungheisst.

Man sei sich in derKommis-
sion einig gewesen, dass eine
kantonale Initiative in diesem
Fall das falsche Instrument sei.
«Das Anliegen sollte, wenn
überhaupt, auf dem Weg der
Bundesverfassung respektive
-gesetzgebung gelöst werden»,
heisstes inderMitteilungweiter.

Initiativeerst alsungültig
erklärt, dannkorrigiert
Viele haben laut Mitteilung die
Initiative grundsätzlich abge-
lehnt, weil sie die aktuelle
Grundrechtsordnung in Frage
stelle.Ausserdemseider Schutz
der Tiere mit der schweizeri-
schen Gesetzgebung gewähr-
leistet. Ein anderer Teil der
Kommission habe die Initiative
begrüsst, insbesondere wegen
der Impulswirkung.

Die Initiative wurde 2018
vom Grossen Rat zunächst als
ungültig erklärt. 2020 wurde
dieser Entscheid vom Bundes-
gericht korrigiert unddie Initia-
tive für gültig erklärt. (bz)Apotheker und Inhaber Birger Bär vor seiner Hirsch-Apotheke in Lörrach. Bild: Kenneth Nars (27. Oktober 2021)

Parteien sagen Ja
zuCovid-Gesetz –
ausserdieSVP

OffenerBrief Am28.November
stimmtdieSchweizüberdasCo-
vid-Gesetz ab. Aufgrund eines
Referendums kommen die An-
passungen des Parlaments vors
Volk. Konkret geht es darin um
Finanzhilfen, Contact Tracing
sowie Covid-Tests. Acht Präsi-
dienderBaslerParteienwenden
sichnunmit einemoffenenBrief
andieBevölkerung.LisaMathys
und Jessica Brandenburger der
SP, Raffaela Hanauer und Ben-
jamin van Vulpen der Grünen,
Patricia von Falkenstein (LDP),
Johannes Barth (FDP), Sina
Deiss und Miriam Wieteska-
Zimmerli vonBasta,BalzHerter
(Die Mitte), Katja Christ (GLP)
und Brigitte Gysin (EVP) haben
den Brief unterschrieben. Sie
wollen sich für ein «pragmati-
schesunddennochüberzeugtes
Ja» einsetzen, da die aktuellen
Massnahmen für einigeSchwei-
zerinnen und Schweizer exis-
tenzsichernd seien.

Damit sind sämtlicheBasler
Parteienvertreten –mitAusnah-
mederSVP.Diesehat vergange-
neWochemit knappemAbstim-
mungsergebnis dieNein-Parole
gefasst: An der Parteiversamm-
lung sagten 61 Parteimitglieder
Nein. Gleichzeitig gingen 53 Ja-
Stimmen und 5 Enthaltungen
ein. (bz)


